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USA: Terrorismus-Verfolgung oft Illusion<br /><br />Menschenrechtsverletzungen in Ermittlungen und Prozessen gegen amerikanische Muslime<br
/>Das US-Justizministerium und der Inlandsgeheimdienst FBI (Federal Bureau of Investigation) führen menschenrechtswidrige, verdeckte
Anti-Terror-Operationen durch, in deren Zuge sie amerikanische Muslime auf Grund ihrer Religion und ethnischer Identität verfolgen, so Human Rights
Watch und das Menschenrechtsinstitut der Columbia Law School in einem heute veröffentlichten Bericht. Viele der mehr als 500 Prozesse, die seit dem
11. September 2001 im Zusammenhang mit Terrorismus vor US-amerikanischen Bundesgerichten geführt wurden, haben ausgerechnet die
Bevölkerungsgruppe entfremdet, die dazu beitragen kann, Anschläge zu verhindern.<br />Der 214-seitige Bericht "Illusion of Justice: Human Rights
Abuses in US Terrorism Prosecutions" analysiert 27 Terrorismus-Verfahren auf Bundesebene, von der Einleitung der Ermittlungen bis zum Urteilsspruch
und den Haftbedingungen. Er dokumentiert die gravierenden menschlichen Kosten mancher Anti-Terror-Praktiken, darunter übermäßig aggressive,
verdeckte Ermittlungen und unnötig restriktive Haftbedingungen.<br />"Die US-Regierung sagt den Amerikanern, dass sie für Sicherheit sorgt, indem sie
Terrorismus innerhalb der USA verhindert und verfolgt", so Andrea Prasow, stellvertretende Leiterin des Human Rights Watch-Büros in Washington und
eine der Autoren des Berichts. "Aber wenn man genauer hinsieht, wird klar, dass viele der vermeintlichen Terroristen nie ein Verbrechen begangen
hätten, wenn die Strafverfolgungsbehörden sie nicht dazu ermutigt, gedrängt und manchmal dafür bezahlt hätten."<br />Viele der Strafverfahren richteten
sich tatsächlich gegen Individuen, die an der Planung oder Finanzierung von Terror-Anschlägen beteiligt waren. Aber zahlreiche andere Verdächtige sind
augenscheinlich keinen derartigen Aktivitäten nachgegangen, als die Regierung Ermittlungen gegen sie aufnahm. Auch wurden in vielen Fällen
verfahrensrechtliche Grundsätze verletzt und die Verdächtigen menschenrechtswidrigen Haftbedingungen ausgesetzt. Beides hat zu unverhältnismäßig
langen Gefängnisstrafen geführt.<br />Der Bericht basiert auf mehr als 215 Interviews mit Personen, denen Verbrechen im Zusammenhang mit
Terrorismus zur Last gelegt oder die für solche verurteilt wurden, mit ihren Familienangehörigen und Mitglieder ihrer Gemeinschaft, mit Verteidigern,
Richtern, aktiven und ehemaligen Staatsanwälten, Regierungsangehörigen, Wissenschaftlern und anderen Experten.<br />In manchen Fällen hat das
FBI gesetzestreue Bürger zu Terroristen gemacht, indem es den Betroffenen nahe gelegt oder sie dazu ermutigt hat, Anschläge zu verüben. Mehreren
Studien zufolge ergingen knapp 50 Prozent der Anti-Terror-Urteile auf Bundesebene seit dem 11. September 2001 in Verfahren, in denen Informanten
eine zentrale Rolle spielten. Bei fast 30 Prozent ging es um verdeckte Operationen, an denen Informanten aktiv beteiligt waren.<br />Beispielsweise
sagte ein Richter im Prozess gegen die vier "Newburgh Terroristen", die Regierung "hat sich das Verbrechen ausgedacht, die Mittel zur Verfügung
gestellt und alle wichtigen Hindernisse aus dem Weg geräumt". So habe sie einen Mann zu einem Terroristen gemacht, "der ein Possenreißer
shakespeareschen Ausmaßes ist". Den Angeklagten wurde zur Last gelegt, Sprengstoffattentate gegen Synagogen und einen Angriff auf einen
Militärstützpunkt geplant zu haben.<br />Das FBI nahm oft besonders verletzliche Personen ins Visier, darunter Menschen mit intellektuellen und
geistigen Einschränkungen und Notleidende. Die Regierung agierte durch Informanten, plante die Anschläge, überzeugte oder drängte die Zielpersonen
dazu, sich zu beteiligen, und stellte die notwendigen Ressourcen zur Verfügung.<br />"Die US-Regierung muss damit aufhören, amerikanische Muslime
wie Terroristen in Wartehaltung zu behandeln", sagt Prasow. "Es ist unter US-Recht für einen Terrorverdächtigen fast unmöglich zu beweisen, dass er zu
der Tat verleitet wurde. Dazu kommt, dass die Strafverfolgungsbehörden besonders verletzliche Menschen ausnutzen, etwa geistig oder intellektuell
beeinträchtigte oder sehr arme Personen. Das ist ihr Rezept für massive Menschenrechtsverletzungen."<br />Zum Beispiel wurde Rezwan Ferdaus
wegen des Versuchs, ein Regierungsgebäude in die Luft zu sprengen, zu 17 Jahren Haft verurteilt. Obwohl ein FBI-Agent sogar zu Ferdaus Vater sagte,
dass sein Sohn "offensichtlich" psychische Probleme habe, wählte der Geheimdienst ihn für eine verdeckte Operation aus und installierte einen
Informanten in seiner Moschee. Dieser entwickelte gemeinsam mit Ferdaus den Plan, das Pentagon und das Kapitol anzugreifen. Das FBI versorgte sie
mit falschen Waffen und zahlte Ferdaus Reisekosten. Dessen psychischer und körperlicher Zustand verschlechterte sich im Laufe der Anschlagsplanung.
Er litt so stark unter Depressionen und Krampfanfällen, dass sein Vater seine Arbeit aufgeben musste, um ihn zu pflegen.<br />Darüber hinaus hat die
US-Regierung den Tatbestand "materieller Unterstützung" auf Handlungen ausgedehnt, bei denen keine Intention erkennbar ist, Terrorismus zu
unterstützen. Die Gerichte haben Prozesstaktiken akzeptiert, die das Recht auf ein faires Verfahren verletzen, indem sie etwa unter Zwang erlangte
Beweise zugelassen haben, geheime Beweise, die nicht angefochten werden können, und hetzerische Beweise für Terrorismus ohne Bezug zu den
Angeklagten. Weiterhin haben sie die Geheimhaltungsstrategie der Regierung durchgesetzt, unter der Überwachungsvollmachten nur begrenzt
angefochten werden können.<br />Ahmed Omar Abu Ali ist US-Staatsbürger und wurde bei einer Razzia nach Bombenanschlägen auf Wohngebiete in
der saudi-arabischen Hauptstadt Riad festgenommen und ohne Anklage inhaftiert. Er behauptete, dass er ausgepeitscht und mit Amputationen bedroht
wurde, bis er den saudischen Ermittlern gegenüber ein falsches Geständnis abgelegt hatte. Als ihm in Virginia der Prozess gemacht wurde, wies der
Richter seine Foltervorwürfe zurück und lies das Geständnis als Beweismittel zu. Ali wurde der Beteiligung an einer Verschwörung, materieller
Unterstützung von Terroristen und einer Verschwörung zur Ermordung des Präsidenten schuldig gesprochen. Er wurde zu lebenslanger Haft verurteilt,
die er in Einzelhaft im Hochsicherheitsgefängnis in Florence, Colorado, verbüßt.<br />Die US-Regierung setzt mutmaßliche Terroristen harten und zum
Teil menschenrechtswidrigen Haftbedingungen aus, die oft in keinem Verhältnis zum Sicherheitsrisiko stehen. Unter anderem befinden sich die
Angeklagten außerordentlich lange in Einzelhaft. Ihre Kommunikationsmöglichkeiten sind vor dem Prozess so massiv eingeschränkt, dass sie nur
begrenzt zu ihrer eigenen Verteidigung beitragen können und eher bereit sind, auf schuldig zu plädieren. Richter haben übermäßig hohe Haftstrafen
verhängt. Nach ihrer Verurteilung leiden einige Häftlinge unter drakonischen Haftbedingungen, einschließlich sehr langer Einzelhaft und massiven
Einschränkungen ihres Kontakts zu ihren Familienangehörigen und anderen Personen, zum Teil ohne Begründung oder der Möglichkeit, dagegen
Rechtsmittel einzulegen.<br />Auch Uzair Parcha wurde in Einzelhaft festgehalten, nachdem er sich nicht schuldig bekennen wollte. Neun Monate zuvor
war er verhaftet worden, weil er Terroristen materiell unterstützt haben soll. Auf Grund von besonderen Verwaltungsmaßnahmen (Special Administrative
Measures, SAMs), die seinen Kontakt zu anderen Personen zum Schutz der nationalen Sicherheit einschränkten, durfte er nur mit den Gefängniswärtern
sprechen.<br />"Ich habe Tage und Wochen erlebt, in denen ich nichts anderes gesagt habe außer ?bitte machen Sie das Licht aus, ?dürfte ich bitte
einen Anruf bei meinem Anwalt machen/Toilettenpapier/einen Rasierer bekommen und so weiter, oder mich dafür bedankt habe, dass sie das Licht
ausgemacht haben", schreibt er in einem Brief an die Autoren des Berichts. Nach seiner Verurteilung wurden die SAMs verändert, so dass er mit anderen
Insassen sprechen durfte. "Ich habe die härteste Seite der SAMs kennen gelernt, während ich nach US-Recht unschuldig war", resümiert Parcha.<br
/>Diese Menschenrechtsverletzungen haben negative Auswirkungen auf die muslimische Gemeinschafte in den USA. Indem sie Terror-Verdächtige zum
Teil schon identifizierte, bevor die Zielperson irgendeine Gewaltabsicht gezeigt hat, hat die Regierung parallel laufende Bemühungen unterminiert,
Beziehungen zu muslimischen Gemeinschaften und Gruppen aufzubauen, die wichtige Quellen für Informationen sein könnten, mit denen
Terroranschläge verhindert werden können.<br />Manche Gemeinschaften schreckt das Vorgehen der Regierung davon ab, mit den Exekutivorganen
zusammenzuarbeiten. Einige Muslime sagten, dass sie aus Angst davor, von der Regierung und deren Informanten überwacht zu werden, aufpassen,
was sie zu wem sagen, und wie oft sie Gottesdienste besuchen.<br />"Anstatt US-Amerikaner, also auch US-amerikanische Muslime, vor Anschlägen zu
schützen, halten die von uns dokumentierten Praktiken die Strafverfolgungsbehörden davon ab, reale Bedrohungen zu untersuchen", so Prasow. "Es ist
möglich, Menschenrechte in der Terrorismusbekämpfung zu achten. Dann ist es auch wahrscheinlichder, dass echte Kriminelle gefangen werden."<br
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